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Das Gericht kann nur innerhalb dieser gesetzlichen Diffe­
renzierung auf unterschiedliche Sachverhalte reagieren. Die 
Auswahl des rechtlichen Mittels nach anderen Kriterien, z. B. 
nach der Schwere des Rechtsverstoßes bzw. anderer negati­
ver Umstände oder nach den Adressaten der Maßnahme, 
ist unzulässig. Dies ergibt sich eindeutig aus der Regelung 
des § 19 GVG.9

Unterstützung volkswirtschaftlicher Aufgaben

Die Untersuchungen, die in Kombinaten und Betrieben 
durchgeführt wurden, ergäben, daß Gerichtskritiken und Hin­
weise den Leitern helfen, ihre Verantwortung aus dem 
Rechtsarbeitsbeschluß10 wirksam wahrzunehmen, damit die 
Einhaltung des Rechts, hohe Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit als unabdingbare Aufgabe jedes Arbeitskollektivs je­
derzeit verwirklicht werden. Die Beseitigung kritisierter Zu­
stände und prophylaktische Festlegungen zu ihrer künftigen 
Vermeidung werden in der Regel durch gründliche Auswer­
tungen der gerichtlichen Maßnahmen in den Leitungskollek- 
taven gesichert. Die Leiter der Kombinate und Betriebe zie­
hen konkrete notwendige Schlußfolgerungen aus aufgedeck­
ten Rechtsverletzungen und anderen Mängeln. Gerichtskriti­
ken und Hinweise haben sie u. a. veranlaßt, vorhandene be­
triebliche Ordnungen zu aktualisieren bzw. zu präzisieren 
oder Leitungsdokiumente neu zu erarbeiten, wenn in Rechts­
vorschriften enthaltene Verhaltensanforderungen einer Um­
setzung in kombinatsinterne oder betriebliche Regelungen be­
dürfen.

In erhöhtem Maße haben Gerichtskrdtiken dazu beigetra­
gen, gegenüber den für die Rechtsverletzung Verantwortli­
chen die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit durchzusetzen, 
zur Erhöhung der Rolle der Leitungskräfte bei der Festigung 
der Gesetzlichkeit das betriebliche Schulungssystem zu ver­
bessern und auf Rechts- und Sicherheitskonferenzen die öf­
fentliche Auseinandersetzung über rechtswidriges Verhalten 
zu verstärken.

Aus den Stellungnahmen zu den Gerichtskritiken und Hin­
weisen ist ersichtlich, daß diese rechtlichen Mittel ein wichti­
ges Instrument zur weiteren Stärkung der Rechtsarbeit in 
den Kombinaten und Betrieben sind. Kennzeichnend dafür 
sind eine konsequentere Rechtsdurchsetzung zum Schutz des 
sozialistischen Eigentums und zur umfassenden Nutzung des 
gesellschaftlichen Arbeitsvermögens sowie die Entwicklung 
einer zielstrebigen rechtserzieherischen Arbeit.

Die Justitiare nehmen darüber hinaus die Hinweise und 
Empfehlungen der Gerichte als Grundlage, um entsprechend 
ihrer spezifischen Verantwortung gemäß § 4 der JustitiarVO 
abgeleitete Aufgaben in ihren jährlichen Arbeitsplänen zur 
Rechtsarbeit aufzunehmen.

Aus unseren Untersuchungsergebnissen kann man schluß­
folgern, daß die Gerichtskritiken und Hinweise im Bereich 
der Volkswirtschaft insbesondere dazu beigetragen haben, die 
bewußte Nutzung des sozialistischen Rechts
— bei der Durchsetzung des sozialistischen Leistungsprinzips,
— bei notwendigen Rationalisierungsmaßnahmen und Struk­

turveränderungen sowie bei der Sicherung und weiteren 
Entwicklung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen und

— ‘bei der weiteren Festigung der sozialistischen Arbeitsdis­
ziplin

zu fördern. Gerade darauf künftig noch konsequenter hinzu­
wirken und Rechtsverletzungen aller Art vorzubeugen, wird 
den gerichtlichen Beitrag zur Lösung der volkswirtschaftli­
chen Aufgaben noch ergebnisreicher gestalten.

Eine große praktische Bedeutung hat ebenfalls, daß im 
Ergebnis der Auswertungen von Gerichtskritiken und Hin­
weisen
— die Betriebsakademien sich im .Rahmen ihrer Weiterbil­

dungsmaßnahmen mehr als bisher der Verwirklichung 
des sozialistischen Airbeitsrechts und der Durchsetzung 'der 
Rechtsvorschriften zum sicheren Schutz des sozialistischen 
Eigentums zuwandten;

— die Justitiare ihre Schulungstätigkeit verstärkt auf die 
weitere Qualifizierung der Leiter auf diesen Rechtsgebie­
ten konzentrierten;

— die innerbetriebliche Kontrolle über die strikte Einhaltung 
der Leitungsdokumente zur Gewährleistung von Gesetz­
lichkeit, Ordnung, Disziplin und Sicherheit verstärkt 
wurde.

Zur Kontrolle der Durchsetzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit

Die Praxis vieler Gerichte, zur Erhöhung der Wirksamkeit 
der Gerichtskritik die übergeordneten Organe nicht nur ge­
mäß § 19 Abs. 3 StPO bei straftatbegünstigenden Rechtsver­
letzungen, sondern in notwendigen Fällen auch über Rechts­
verletzungen zu informieren, die sie ‘bei der Durchführung 
eines Arbeits-, Neuerer- und Zivilrechtsverfahrens feststel­
len, bewährte sich. Dadurch wird das übergeordnete Organ 
veranlaßt, seine eigene Verantwortung zur Rechtskontrolle 
im Zuständigkeitsbereich voll wirksam .und allseitig waihrzu- 
nehimen.

So ha'ben beispielsweise Generaldirektoren von Kombina­
ten die sachlich richtige und termingemäße Erarbeitung der 
Stellungnahmen der kritisierten Kombinatsbetriebe an die 
Gerichte kontrolliert, die Gerichtskritiken mit den Direk­
toren dieser Betriebe ausgewertet und notwendige Maßnah­
men zur Verallgemeinerung der Schlußfolgerungen aus den 
aufgedeckten Rechtsverletzungen auch in den anderen Kom­
binatsbereichen getroffen.

Die Information des übergeordneten Organs durch das 
Gericht erfolgte besonders in solchen Fällen, in denen Rechts­
verletzungen bzw. fehlerhafte Rechtsanwendung in kleine­
ren und mittleren Betrieben der örtlichen Wirtschaft und in 
der Landwirtschaft zu rügen waren. Die besondere Unter­
stützung dieser Betriebe, die das enge Zusammenwirken mit 
den für ihre Anleitung maßgebenden Organen erfordert, 
ergab sich u. a. daraus, daß sie nur unzureichend in das Sy­
stem der juristischen Betreuung einbezogen waren.

Im Interesse der weiteren Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit ist nach wie vor besonderes Augenmerk auf 
die verstärkte Einbeziehung dieser Betriebe in das System 
der juristischen iMitbetreuung durch qualifizierte Justitiare 
und auf die weitere Erhöhung der Rechtskenntniisse der Lei­
ter dieser Betriebe zu richten.

9 Der Auffassung von A. Seidel (a. a. O., S. 74), die das Kriterium der 
Abgrenzung der Gerichtskritik vom Hinweisschreiben in der Be­
deutung der Mängel sieht, kann deshalb nicht zugestimmt werden. 

10 Beschluß über die Verbesserung der Rechtsarbeit in der Volks­
wirtschaft vom 13. Juni 1974 (GBl. I Nr. 32 S. 313).

Fortsetzung von S. 445

Die Rechtswirkungen, die sich aus der Verbindung von Bau­
werken mit dem Boden ergeben, treten jedoch hinsichtlich der 
Objekte der Baustelleneinrichtung, wie Massivbaracken, Lei­
tungsmaste, Versorgungs- und Entsorgungsanlagen, nicht ein. 
Diese Objekte werden nur für die Dauer und als technologisches 
Mittel der Bau- und Montagedurchführung in den Boden ein­
gebracht. Ungeachtet des Fehlens einer positiven Regelung 
hinsichtlich solcher Sachen, die nur zu einem vorübergehen­
den Zweck mit dem Boden verbunden sind, muß für diese ver­
neint werden, daß der Bestandteilbegriff für Grundstücke 
(§ 467 ZGB) anwendbar ist. Hinsichtlich des Umfangs der 
Fondsinhaberschaft kann es nur darum gehen, wirtschaftliche 
Sacheinheiten zu schaffen. Diese wirtschaftliche Einheit ist 
das für einen bestimmten Zweck bebaute Grundstück. Diese 
Einheit liegt nicht vor, wenn die Verbindung zu einem nur 
vorübergehenden Zweck erfolgt und die spätere Trennung — 
wie bei der Baustelleneinrichtung — von vornherein beab­
sichtigt ist. Eine solche Auslegung des § 295 Abs. 1 ZGB ent­
spricht auch §§ 14 ff. der АО vom 5. September 1978, wonach 
der Baubetrieb und nicht der IAG verpflichtet ist, für eine 
volkswirtschaftlich effektive Verwertung der nicht mehr be­
nötigten Objekte der Baustelleneinrichtung zu sorgen und sie 
ggf. an Dritte zu verkaufen.


